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Antrag 

der Fraktion der DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über den Begnadigungsausschuß gemäß Artikel 102 Abs. 2 des 

Grundgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Zur Beratung des Bundespräsidenten bei der 
Ausübung seines Begnadigungsrechtes gemäß Ar- 
tikel 102 Abs. 2 des Grundgesetzes wird ein Be- 
gnadigungsausschuß eingesetzt. 

(2) Der Begnadigungsausschuß legt dem Bundes- 
präsidenten Empfehlungen vor. Seine Beschlüsse ! 
werden mit Stimmenmehrheit gefaßt. 

(3) Die Justizminister der Länder sind verpflich- 
tet,. rechtskräftige Todesurteile dein Bimdespräsi- 
denten unverzüglich vorzulegen. 

§ 2 

Jede Hochscluile im Geltungsbereich des Grund- 
gesetzes benennt ein Mitglied. Außerdem entsenden 
die Justizminister der Länder die Oberlandesge- 
richtspräsidenten als Mitglieder. 

§ 3 

Die Mitglieder gemäß § 2 Satz 1 werden auf die 
Dauer von drei Jahren von de.a ordentlichen Pro- 
fessoren jeder Hochschule aus ihrer Mitte gewählt. 
Die Bundesregierung erläßt mit Zustimmung des 
Bundesrates die erforderlichen Ausführungsbestim- 
mungen. 

§ 4 

Der Begnadigungsausschuß wird durch den Bun- 
despräsidenten oinberufen. Jeweils 11 Mitglieder 
gemäß § 2 nehmen an einer Sitzung teil; sie wer- 
den durch das Los bestimmt. 


§ 5 

Den Vorsitz im Begnadigungsausschuß führt der 
Bundesminister der Justiz ohne Stimmrecht. 

§ 6 

(1) Der Bundesminister der Justiz unterrichtet die 
Mitglieder über die zu behandelnden Einzelfälle 
und stellt ihnen die erforderlichen schriftlichen Un- 
terlagen zur Verfügung. 

(2) Den Mitgliedern ist auf Verlangen Akten- 
einsicht zu gewähren. 

§ 7 

Die Tätigkeit im Begnadigungsausschuß ist ehren- 
amtlich. Die Mitglieder erhalten für jeden Sitzungs- 
tag ein Tagegeld sowie Reisekostenvergütung. 

§ 8 

Der Begnadigungsausschuß gibt sich eine Ge- 
schäftsordnung. 

§ 9 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Geset- 
zes erlassen werden, gelten im Land Berlin nach 
§ 14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 10 

Das Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 14. Mai 1958 

Schneider (Bremerhaven) und Fraktion 
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